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Anordnung der sofortigen Vollziehung der Zulassung des Rahmenbetriebsplans „Richt-
bohrungen von der Plattform N05-A in den deutschen Sektor der Nordsee einschließlich 
der Erdgasförderung im deutschen Hoheitsgebiet“ der ONE-Dyas B.V. vom 13.08.2024 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
auf Ihren Antrag vom 23.08.2023 wird gem. § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO die sofortige Vollziehung der 
Zulassung des Rahmenbetriebsplans „Richtbohrungen von der Plattform N05-A in den deutschen 
Sektor der Nordsee einschließlich der Erdgasförderung im deutschen Hoheitsgebiet“ der ONE-
Dyas B.V. vom 13.08.2024 angeordnet. 
 
Die sofortige Vollziehung eines Bescheides kann gem. § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO angeordnet wer-
den, wenn diese im öffentlichen Interesse oder im überwiegenden Interesse eines Beteiligten liegt. 
Beides ist vorliegend zu bejahen. 
 
 
Begründung: 
 

I. Anordnung im öffentlichen Interesse 
 

1. Sicherstellung der Energieversorgung 
 
Das besondere öffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung ist aufgrund der Bedeutung der 
beantragten Maßnahmen für die Energieversorgung der Volkswirtschaft zu bejahen. Die bean-
tragte Erdgasexploration und Erdgasgewinnung liegt im überwiegenden öffentlichen Interesse an 
einer sicheren und klimafreundlichen Energieversorgung. Die gesicherte Rohstoffversorgung ist 
eine Notwendigkeit, derer die Bürger zur Sicherung einer menschenwürdigen Existenz unum-
gänglich bedürfen und die insbesondere für das wirtschaftliche Wachstum eines Landes und sei-
ner Teilräume von wesentlicher Bedeutung ist. Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine und  
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die folgenden wirtschaftlichen Maßnahmen haben im Winter 2022/23 zu einer Gasmangellage in 
Deutschland geführt. Der Ausfall des Imports russischen Erdgases wird durch Importe aus ande-
ren Ländern kompensiert, so dass derzeit die akute Gefahr einer Gasmangellage nicht besteht. 
Dennoch ist es wegen der unsicheren weltpolitischen Lage im Interesse einer sicheren Energie-
versorgung dringend geboten, die Abhängigkeit von Erdgasimporten aus Regionen außerhalb der 
Europäischen Union schnellstmöglich zu verringern. Insofern liegt der angeordnete Sofortvollzug 
im besonderen öffentlichen Interesse. 
 
Dem steht auch der über die nächsten Jahre angestrebte sinkende Verbrauch fossiler Energieträ-
ger nicht entgegen. Derzeit sind sowohl die Bevölkerung als auch die Industrie von fossilen Ener-
gieträgern bzw. fossilen Rohstoffen abhängig. So wurden laut dem Zensus 2022 in Deutschland 
noch 56 Prozent aller Wohnungen mit Erdgas beheizt. Viele Industriebetriebe sind kurz- bis mit-
telfristig noch auf Erdgas als Energieträger angewiesen. Trotz des beschleunigten Ausbaus der 
erneuerbaren Energien wird es nicht möglich sein, für den Zeitraum bis zur vollständigen Erschlie-
ßung des erneuerbaren Energiesektors auf fossile Energieträger zu verzichten. Die Förderung 
und der Verbrauch von Kohlenwasserstoffen bleibt für diese Übergangszeit unabdingbar. 
Deutschland ist demnach auf absehbare Zeit für eine sichere Energieversorgung auf die Nutzung 
von Erdgas als Energieträger angewiesen.  
 
Das beantragte Vorhaben leistet einen Beitrag zur sicheren Energieversorgung in Deutschland. 
Die Vorhabenträgerin hat zugesagt, den auf deutschem Hoheitsgebiet entfallenden Anteil des ge-
wonnenen Erdgases dem deutschen Markt zu marktüblichen Konditionen anzubieten. 
 

2. Zeitnahe heimische Erdgasförderung zum Schutz des Klimas  
 
Klimaschutz liegt im öffentlichen Interesse und ist dringend, weil er der Abwehr erheblicher, teil-
weise irreversibler Gefahren für Leben, Gesundheit, Eigentum und Gemeinwohl dient und diese 
Gefahren mit fortschreitender Zeit größer werden. Die Erdgas-Nutzung dient dem Klimaschutz 
besser als die Nutzung von Energieträgern mit einem höheren Ausstoß an CO2. Für die Gewin-
nung und den Transport von heimischem Erdgas ist wiederum ein erheblich geringerer Energie-
aufwand erforderlich als beim Transport von importiertem Erdgas per Pipeline über lange Trans-
portwege oder gar für die Verflüssigung, den Schiffstransport und der Regasifizierung von impor-
tierten Flüssigerdgas (LNG) andererseits. Gegenüber Erdgasimporten über lange Transportwege 
ist die Förderung von Erdgas in den nationalen Hoheitsgebieten klimafreundlicher. Es besteht bei 
der Förderung von heimischem Erdgas ein erheblich geringerer Klimafußabdruck, weil die Emis-
sionen im Vergleich zum Transport von importiertem Erdgas oder Flüssiggases über lange Trans-
portwege signifikant geringer ausfallen. 
 
Es ist deshalb absehbar, dass die Bedeutung der (heimischen) Erdgasnutzung mittelfristig erhal-
ten bleiben oder sogar zunehmen wird, was dem zeitnahen Klimaschutz im Ergebnis dient. Ent-
sprechend heißt es in Kapitel 1.4 „Klima und Energie“, Unterpunkt „Kraftwerkstrategie“ des Koali-
tionsvertrags der die Bundesregierung tragenden Parteien: „Wir werden durch schnellstmögliche 
technologieoffene Ausschreibungen verlässliche Rahmenbedingungen für Investitionen in ausrei-
chend gesicherte Leistung und Versorgungssicherheit schaffen. Den Bau von bis zu 20 GW an 
Gaskraftwerksleistung bis 2030 wollen wir im Rahmen einer zügig zu überarbeitenden Kraftwerks-
strategie technologieoffen anreizen. Die neuen Gaskraftwerke sollen deutschlandweit vorrangig 
an bestehenden Kraftwerksstandorten entstehen und regional nach Bedarfen gesteuert werden. 
Durch einen technologieoffenen und marktwirtschaftlichen Kapazitätsmechanismus kann ein sys-
temdienlicher Technologiemix aus Kraftwerken und Erzeugungsanlagen (zum Beispiel Bioenergie  
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und Kraft-Wärme-Kopplung (KWK), Speichern und Flexibilitäten entstehen.“ (Vgl. S. 33 Koaliti-
onsvertrag). Dies dient dazu, den Ausstieg aus der erheblich klimaschädlicheren Kohleverstro-
mung schnellstmöglich voranzutreiben. „Der Zeitplan, Kohlekraftwerke vom Netz oder in die Re-
serve zu nehmen, muss sich danach richten, wie schnell es gelingt, steuerbare Gaskraftwerke 
tatsächlich zuzubauen.“ (Vgl. S. 35 Koalitionsvertrag). Auch die Kraftwerksstrategie der Bundes-
regierung begründet also in Verbindung mit dem Klimaschutzgedanken das öffentliche Interesse 
an einer sofortigen Vollziehung des Planfeststellungsbeschlusses. Angesichts der schon heute 
weltweit spürbaren Folgen des Klimawandels ist es dringend geboten, auch schnell wirksame 
Maßnahmen zu ergreifen. Auch dies begründet ein öffentliches Interesse und spricht – im Sinne 
des Klimaschutzes – für eine sofortige Vollziehung des vorliegenden Planfeststellungsbeschlus-
ses.  
 

3. Umweltverträglichkeit des Vorhabens 
 
Dem Vorhaben stehen keine schädlichen Umweltauswirkungen entgegen. Die Umweltverträglich-
keitsprüfung im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens hat ergeben, dass „zwar umweltrele-
vante Auswirkungen durch die Verwirklichung der Erdgasbohrungen und der Erdgasförderung auf 
deutschem Hoheitsgebiet hervorgerufen werden können, diese Umweltauswirkungen jedoch nicht 
erheblich sind bzw. durch geeignete Maßnahmen vermieden werden können. Grundlage dieser 
Bewertung sind insbesondere die geringen bzw. fehlenden Auswirkungen auf Schutzgüter des 
beantragten Vorhabens, die aus akustischen, optischen und stofflichen Emissionen resultieren“. 
(vgl. S. 101 PFB „Richtbohrungen von der Plattform N05-A in den deutschen Sektor der Nordsee 
einschließlich der Erdgasförderung im deutschen Hoheitsgebiet“ vom 13.08.2024). Diese Bewer-
tung ergibt sich schon dadurch, dass im deutschen Sektor der Nordsee keine Anlagen errichtet 
oder betrieben werden. Der Meeresgrund im deutschen Sektor der Nordsee wird nicht berührt 
oder durchbohrt. Die hier verfahrensrelevanten Richtbohrungen werden in einer Tiefe von 1.500 
m bis 4.000 m vom niederländischen Hoheitsgebiet ins deutsche Hoheitsgebiet abgelenkt. Weder 
die abgelenkten Richtbohrungen noch die Erdgasförderung im deutschen Sektor der Nordsee be-
einträchtigen die derzeitige oder künftige Nutzung des Gebiets (vgl. S. 106 PFB).  
 
Auch durch die mögliche vorhabenbedingte prognostizierte induzierte Seismizität oder die mögli-
chen prognostizierten vorhabenbedingten Absenkungen des Meeresbodens sind keine relevanten 
Umweltauswirkungen zu erwarten. „Die gutachterliche Bewertung zeigt, dass selbst im Maxi-
malszenario der Meeresboden nie stärker als max. 0,5 cm/Jahr absinkt. Eine sukzessive Vertie-
fung des Meeresbodens wird unmittelbar wieder durch Sedimentation ausglichen. Es werden 
keine Schäden an Häusern, Denkmälern oder baulichen Anlagen durch Erdbeben erwartet. Glei-
ches gilt für die Süßwasserlinse der Insel Borkum und anderer Ostfriesischer Inseln.“ (vgl. S. 102 
PFB). 
 
Die prognostizierten vorhabenbedingten Meeresbodenabsenkungen erreichen weder das deut-
sche Festland noch die Ostfriesischen Inseln. Die Überwachung der Bodensenkungen wird durch 
die Nebenbestimmungen des Planfeststellungsbeschlusses gewährleistet. Die prognostizierten 
Bodensenkungen befinden sich aufgrund des natürlichen Sedimenttransportes in einer nicht 
messbaren Größenordnung. Auswirkungen auf Schutzgüter, darunter auch Biotope wie beispiels-
weise Riffvorkommen, sind durch die vorhabenbedingten Meeresbodensenkungen – auch vor 
dem Hintergrund einer nicht messbaren Größenordnung der prognostizierten Meeresbodensen-
kungen – nicht zu erwarten. Es werden zudem keine Schäden durch Erdbeben an Häusern, Denk-
mälern, bauliche Anlagen, Küstenschutzanlagen, den Süßwasserlinsen der Ostfriesischen Inseln 
oder nachhaltige Auswirkungen auf Benthos, Fische, marine Säugetiere oder Vögel durch Erdbe-
ben erwartet. 
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Das FFH-Gebiet 001 „Nationalpark Niedersächsisches Wattenmeer“ (DE-2306-301) ist mehr als 
8 km von den geplanten Bohrverläufen entfernt. Zudem befindet sich weder das Erdgasfeld N05-
A noch die umliegenden potenziellen Erdgasvorkommen im Bereich des FFH-Gebiets 001 „Nati-
onalpark Niedersächsisches Wattenmeer“. Die beantragten Maßnahmen sind nicht geeignet, die 
Erhaltungsziele und die für den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteile dieses Gebietes zu be-
einträchtigen. Die beantragten Maßnahmen führen nicht zu einer Beeinträchtigung der Erhal-
tungsziele des FFH-Gebiets Borkum-Riffgrund (DE 2104-301) und auch nicht zu einer Beeinträch-
tigung der Erhaltungsziele des EU-VSG „Niedersächsisches Wattenmeer und angrenzendes Küs-
tenmeer“ (DE 2210-401). Es werden keine Bohrungen im Bereich von Schutzgebieten abgeteuft. 
Durch die beantragten Maßnahmen entstehen keine akustischen, optischen und stofflichen Emis-
sionen, die sich auf Schutzgüter auswirken könnten. Weder die beantragten Bohrungen noch die 
beantragte Erdgasförderung auf deutschem Hoheitsgebiet gehen mit dem Ausstoß von Treib-
hausgasen einher. Es ist neben alledem zu betonen, dass die beantragten Maßnahmen unter 
Einhaltung höchster Sicherheitsstandards erfolgen. 
 

II. Überwiegendes Interesse des Unternehmens 
 

Die Anordnung des Sofortvollzuges liegt auch im überwiegenden Interesse des Unternehmens. 
Aus Unternehmersicht besteht ein legitimes Interesse an der Umsetzung der beantragten Maß-
nahmen. Die erforderlichen niederländischen Genehmigungen für die Errichtung und den Betrieb 
der Bohr- und Förderplattform N05-A sowie für die Exploration und Produktion von Erdgas auf 
niederländischem Hoheitsgebiet liegen bereits vor. Ebenfalls liegen die erforderlichen Genehmi-
gungen für die Verlegung und den Betrieb eines 33kV-Seekabels von der Plattform N05-A zum 
Offshore-Windpark Riffgat für die Stromversorgung der Plattform N05-A rechtskräftig vor. Dies 
war zum Zeitpunkt des Erlasses des Planfeststellungsbeschlusses (13.08.2024) noch nicht der 
Fall gewesen, daher bestand zum damaligen Zeitpunkt noch kein Bedarf für die Anordnung der 
sofortigen Vollziehbarkeit. Die Errichtung einer Bohr- und Förderplattform ist mit immensen Kosten 
verbunden. Die Antragstellerin hat ein legitimes Interesse an der Umsetzung der beantragten 
Maßnahmen, um ebenfalls die Erdgasexploration sowie Erdgasproduktion auf deutschem Ho-
heitsgebiet zu ermöglichen. Dies gilt umso mehr in Anbetracht des Befundes aus dem Planfest-
stellungsverfahren, dass greifbare und triftige Gegenargumente gegen das Vorhaben nicht beste-
hen.  
 
Beide Alternativen des § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO sind gegeben. 
 
 
Im Auftrag 
 
 
 

 




